
Forum Recht 032000

Die Kunst eine Orangezu teilen oder: Wer
bekommt das größte Stück vom Kuchen

Mediation als Form der außergerichtlichen Streitschlichtung

Ulrike Spangenberg

Zwei Geschwister streiten sich um eine Orange. Die Orange zu

teilen wäre ein Kompromiß. Auf ihre Interessen angesprochen,

stellt sich heraus, daß der Junge die Schale zum Kuchenbacken

braucht; das Mädchen will den Saft trinken. Also reibt der Junge

zunächst die Schale ab und gibt den Rest der Schwester zum

Auspressen. Konsens. Die Geschichte ist das Paradebeispiel für

eine Form der Konfliktlösung, die derzeit in aller Mundeist: Media-

tion. Ihr Anwendungsbereichist vielfältig: Konfliktlotsen in Schulen,

Ehe- und Familienberatung, Täter-Opfer-Ausgleich, Konflikte zwi-

schen Bürgerlnneninitiativen, Verwaltung und Industrie, Friedens-

fachkräfte als VermittlerInnen in Krisengebieten...

Inzwischen haben auch Juristinnen den Bereich der Mediation

für sich entdeckt: Streitschlichtung sei (aus)schließlich Anwalts-

sache, so der Tenor des Anwaltstages 1997 in Frankfur/M. Im

Internet finden sich zum Stichwort Mediation 1300 Links;

mindestens die Hälfte davon aus dem juristischen Bereich. Der

Ausbildungsmarkt, insbesondere im Bereich der Familien- und

Scheidungsmediation, boomt. An juristischen Fakultäten werden

Seminare und weiterbildende Studiengänge angeboten. Im

Rahmen der Justizreform wird u.a. auch Mediation als Möglich-

keit vor- und außergerichtlicher Streitschlichtung diskutiert, um

Gerichte zu entlasten und (dauerhafteren) Rechtsfrieden zu

schaffen. Der befürchtete Verlust von Streitigkeiten vor Gericht

und die gleichzeitige Eröffnung neuer Möglichkeiten von Konfliktlö-

sung auchfür nichtjuristische Berufsgruppen läßt viele Juristinnen

um ihren Anteil am Kuchen Mediation bangen. Die Ansicht

Mediation sei allein Sache der JuristInnen wird im folgenden

kritisch hinterfragt. Zuvor werden der Begriff der Mediation
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erläutert, sowie Prinzipien mediativer und juristischer Konfliktre-

gelung verglichen.

Wenn zweisichstreiten...

Die Grundgedanken der Mediation sind eine Mischung aus Kon-

fliktlösungspraktiken verschiedenster Völker, Kulturen und Religio-

nen. So war beispielsweise selbstverantwortliche Streitbeilegung

durch Vermittlerlnnen im alten China weit verbreitet und findet noch

heute in Volksversöhnungs-Komitees Anwendung. Auch im anti-

ken Griechenland, in vielen VolksstämmenAfrikas, in Lateinameri-

ka, bei den Quäkerlnnen und MennonitInnen wurden und werden

Prinzipien der Mediation praktiziert.

Das Mediationskonzept, wie wir es in Deutschland kennen, wurde

in den 60er und 70er Jahren in den USA entwickelt. Gedankenu.a.

aus der Bürgerrechtsbewegung führten dort dazu, Alternativen zu

demals unzulänglich empfundenen herkömmlichen Rechtssystem

zu entwickeln. In den USA hat sich Mediation in sozialen, kom-

munalen, rechtlichen und politischen Bereichenetabliert.

Auf denkleinsten gemeinsamen Nennergebracht,ist Mediation die

Vermittlung in einem Konflikt in Zwei- oder Mehrpersonenverhält-

nissen durch unparteiische oder vielmehr allparteiliche Dritte, mit

dem Ziel einer Einigung. Aufgabe der Mediatorinnen ist es, eine

konstruktive Kommunikation zwischen denStreitenden zu ermög-

lichen und dereneigentliche Interessen und Wünschemit gleichem

Respekt hervorzuheben.Sie fällen keine Entscheidung in der Sa-

che, sondern sind lediglich für das Verfahren verantwortlich. Die

Streitenden entscheidenfreiwillig ÜberAufnahme,Fortsetzung und

Beendigung des Mediationsverfahrens. (Diese Freiwilligkeit macht



die Einordnung des Täter-Opfer-Ausgleichs in den Bereich der Me-

diation problematisch).

Im zwischenmenschlichen und Kleingruppenbereich wird in der

Mediation großer Wert auf die Erkundung von Hintergrundinteres-

sen und Gefühlen gelegt. In einer Scheidungsmediation können

beispielsweise enttäuschtes Vertrauen und Furcht vor dem Verlust

der Kinder aufgegriffen und in die Lösung einbezogen werden.

Dabei ist Scheidungsmediation nicht mit Paartherapie gleichzu-

setzen. Im Mittelpunkt der Mediation steht die Regelung konkreter

Streitfälle, die durch die Trennung entstehen, nicht der Konflikt, der

Anlaß der Trennungist.

Im politischen Bereich oder bei Umweltkonflikten spielen persönli-

che Gefühlszuständeeine untergeordnete Rolle. Hiergilt es vor al-

lem die vorrangigen Interessen derBeteiligten herauszuarbeiten,

um darauf eine Lösung aufzubauen. So standen im Mediations-

verfahren um den Ausbau oder Nichtausbau des Frankfurter Flug-

hafens wirtschaftliche, arbeitsmarktpolitische, ökologische und ge-

sundheitliche Interessen im Mittelpunkt der Diskussion.

Recht versus Mediation?

Die juristische Sichtweise geht davon aus, daß es eine objektive

(juristisch definierte) Wirklichkeit gibt, die es zu erkennengilt. In ei-

nem Rechtsstreit geht es in erster Linie um Positionen und An-

sprüche: Wer will was, von wem, woraus. Dies hat zur Folge, daß

Lebenssachverhalte auf juristisch relevante Tatsachen reduziert

werden. Ein Baum ist kein Baum, sondern eine Sache. Weiterhin

greifen Gerichte bei Streitigkeiten häufig auf das Leitbild des "ver-

nünftigen Dritten" zurück. Dabei ist der Dritte in der Regel erstens

männlich und zweitens wird "vernünftig" mit egozenitrischem und

anspruchsorientiertem Verhalten gleichgesetzt. Auf dieser Grund-

lage basierende Lösungensind nur im Rahmenrechtlicher bzw. als

Normfalität) angesehener Maßstäbe möglich und könnenindividu-

elle Lebensrealitäten und -bedürfnisse nicht berücksichtigen.

In der Mediation wird davon ausgegangen, daß Menschen den

gleichen Sachverhalt unterschiedlich wahrnehmen bzw. verschie-

dene Vorstellungen von einer Sache haben. Diese subjektiven

Wahmehmungen, Wertvorstellungen, Ziele und Wünsche gilt es

herauszufinden und miteinander zu vereinbaren.

Auf der Suche nach sachgerechteren Lösungenin Verhandlungen

wurde im Rahmen des Harvard-Negotiation-Projektes das soge-

nannte Harvard-Prinzip entwickelt, auf das auch in der Mediation

Bezug genommenwird. Konsensuale interessengerechte Lösun-

gen sind danach durch vier Grundregeln zu erreichen. Erstensgilt

es, die Beziehungsebene und die Sachproblemeeines Konfliktes

zu trennen.In Verhandlungen beeinflußt die Beziehung der Betei-

ligten auch immerdie jeweiligen Positionen und die Art der Kom-

munikation und erschwert so eine Lösung. Zweitenssollen in Ver-

handlungenInteressen, nicht Positionen diskutiert werden. Inter-

essenlassen sich durch verschiedenePositionen befriedigen und

ermöglichen so eine Fülle von Lösungen.Drittens kommt es dar-

auf an, Wahlmöglichkeiten zum beiderseitigen Vorteil zu ent-

wickeln, um der Vorstellung vom begrenzten Kuchen oderderein-

zig richtigen Lösung abzuhelfen. Und endlich sind viertens ge-

meinsame neutrale Beurteilungskriterien zu entwickeln, die einefai-

re Lösungfüralle Beteiligten ermöglichensollen.

In der juristischen Auseinandersetzung verhindert das Parteilich-

keitsgebot für Anwältinnen weitgehend eine einverständliche Lö-

Forum Recht 03]2000

sung. Als "Legionär" ihrer Mandantlnnen sind sie verpflichtet, das

Bestmögliche, meist in Form von Geld, für ihre Partei herauszuho-

len. Vor Gericht geht es darum, wer an einem bereits vergangenen

Streit "Schuld" hatte und wer Recht hat. Konflikte werden Machtau-

seinandersetzungen und verhindern Wachstum und Entwicklung

menschlicher Beziehungen, die Konflikten innewohnen. Im Rah-

men der mediativen Konfliktlösung wird demgegenüber nach den

individuellen Zielen der Parteien gefragt, um den Konflikt für die Ge-

genwart und Zukunft zu regeln, ohne nach Schuld oder "Schuldi-

gem" suchen zu müssen. Menschliche Beziehungen können auf-

gebaut oder erhalten werden. Die selbstverantwortliche Lösungs-

findungfördert die Konfliktfähigkeit im Umgang miteinander.

Um zweizu sein, bedarf es eines Dritten

Bleibt die Frage, wer als Mediatorln tätig werden kann.Derzeit bie-

ten u.a. SozialpädagoglInnen, PsychologInnen, Juristnnen und

Uniemehmensberaterlnnen Mediation an. Die Berufsbezeichnung

ist bislang nicht geschützt. Besorgt um denVerlust eines weiteren

attraktiven Betätigungsfeldes führen insbesondere Anwaltskam-

mern das Rechtsberatungsgesetz ins Feld. Das Gesetz soll fach-

lich ungeeigneten und unzuverlässigen Personen bei der ge-

schäftsmäßigen Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten das

Handwerk legen. Ausgenommen vonder im Gesetz vorgeschrie-

benenErlaubnispflicht ist neben der Anwaltschaft u.a. die Rechts-

beratung von Behörden, wie beispielsweise der Jugendgerichts-

hilfe, die im Rahmen Ihrer Zuständigkeit ausgeübt wird. Eine

Rechtsberatungserlaubnis für MediatorInnen außerhalb djeser Ar-

beitsgebiete wäre danach nicht möglich.

Die Tätigkeit nichtanwaltlicher privater Mediatorlnnen wäre somit

nur dann zulässig, wenn sie nicht primär die Besorgung fremder

Rechtsangelegenheiten zum Gegenstand hätte. Von Seiten der

Anwaltskammern wird argumentiert, daß es sich bei der Mediation

um privatautonomeRechtissetzung handele. Mit der Eingehung ei-

nes rechtsverbindlichen Vertrages mit Begründung wechselseitiger

Rechte und Pflichten als Ziel der Mediation schaffen die Parteien

sich "ihr Gesetz" selbst. Den Parteien müsse an dem rechtlichen

Rahmenfür den konkreten Einzelfall gelegen sein. Damit handele

es ich nicht um Rechtsbelehrungenallgemeiner Art, sondern um

konkrete Rechtsgestaltung im Sinne des RBerG. Zudem seieine

Einigung nur im Rahmendes rechtlich Zulässigeneffektiv.

Als Folge dieser Auffassung haben denn schon einige Anwalts-

kammennin alter juristischer Tradition nichtanwaltliche Mediatorin-
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nen wegen Verstoß gegen das Rechtsberatungsgesetz abge-

mahnt. Bisher behilft sich zumindest die Bundesarbeitsgemein-

schaft für Familienmediation (BAFM), die Mediation auch durch

Psychologinnenbefürwortet, mit der Verpflichtung (gegenüber den

Anwaltskammern), die Parteien zwecks Rechtsberatung zu Außen-

anwältinnen zu schicken. Vereinzelt wird in derjuristischenLitera-

tur vertreten, daß die notwendige rechtliche Beratung im Rahmen

der Mediation lediglich den Charakter einer Hilfs- oder Ne-

bentätigkeit habe. Dann wäre 8 5 RBerG einschlägig, wonach

"notwendige Hilfsgeschäfte" einer außerhalb des RBerG gelege-

nen Berufstätigkeit von der Erlaubnispflicht ausgeschlossensind.

So argumentieren auch Angehörige psychosozialer Berufsgrup-

pen. MediatorInnen kommedie Funktion von Kommunikationshel-

ferlnnen oder Moderatorinnenzu, die Sachkompetenz habensoll-

ten, aber nicht Fachfrau sein müßten. Das primäre Abstellen auf

dasjuristische Wissen gehe am Kern der Mediation vorbei. Unter-

stützt wird diese Ansicht durch die Empfehlung des Europarats zur

Familienmediation. Danach sollten Mediatorlnnen zwar Rechts-

auskünfte, jedoch keine Rechtsberatung erteilen. In geeigneten

Fällen sollten die Parteien über die Möglichkeitenjuristischer Bera-

tung informiert werden.

 
Streitschlichtung- (aus)schließlich Anwaltssache?

Selbstverständlich hat das Recht seinenPlatz in der Mediation. Ei-

ne Mediation ist nur dann effektiv, wenn der am Ende geschlos-

sene privatrechtliche Vertrag rechtliche Gültigkeit besitzt. Im Rah-

men einer Scheidungsmediation ist es beispielsweise wichtig zu

wissen, daß auf Kindesunterhalt nicht verzichtet werden kann.

Fristversäumnisse der Beteiligten müssen vermieden werden.

Recht kann, wenn von denBeteiligten gewollt, als Faimeßkontrol-

le dienen.

Die oben dargestellten Prinzipien zeigen jedoch, daß es in der Me-

diation gerade nicht um einen objektiven Standard, sondern um die

subjektiven Werte der am Konflikt Beteiligten geht. Die Aufgabe von

Mediatorlnnenist es einen sicheren Rahmenals Grundlage einer

konstruktiven Kommunikation herzustellen, die Interessen und

Wünsche der Parteien herauszuarbeiten und diese beieinerindi-

viduellen Lösungsfindung zu unterstützen. Damit geht es in der
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Mediation gerade nicht um rechtliche Beratung. Fraglich ist viel-

mehr, ob nicht gerade Rechtsanwältinnen durch rechtliche Me-

thodik, ihre eigene Vorstellung von Gerechtigkeit und der Tendenz

rechtliches Wissen in die Mediation einzubringen, Gefahr laufen,

ihre allparteiliche Rolle zu verlassen

Es ließe sich argumentieren, daß sich die Konfliktbeteiligten nur

dannfrei entscheiden können, wenn sie überalle Lösungsmög-

lichkeiten und damit auch überihre rechtlichen Positionen infor-

miert seien. In diesem Fall können MediatorInnen aber über Mög-

lichkeiteninformieren,sich rechtlich durch Rechtsberatungsstellen

oder Außenanwiältlnnen beraten zu lassen. Eine solche in der Re-

gel parteiliche Beratung könnten auchdie zu Neutraliät und Allpar-

teilichkeit verpflichteten juristischen Mediatorlnnen nicht durch-

führen. Den Konfliktbeteiligten entstehen dabeiallerdings Kosten

für die Mediation und die rechtliche Beratung.

Kooperation statt Konfrontation

Weiterhin stellt sich die Frage, ob und wie lange nochsich die Ver-

treterlnnen derjuristischen Profession auf das Rechtsberatungs-

gesetz stützensollten. Von den NationalsozialistInnen erlassen, um

jüdischen JuristInnen nach dem Berufsverbot auch die Bera-

tungsmöglichkeit zu entziehen, ist es einzigartig in Europa. Die Ab-

schaffung ist hoffentlich eine Frage derZeit. In anderen Ländern

Europas, beispielsweise Irland und Großbritannien, arbeiten so-

wohl Anwältlnnen als auch nichtanwaltliche Berufsgruppenals Me-

diatorInnen. Vorausgesetzt werden dort eine mediative Ausbildung

und die Einhaltung berufsethischerRichtlinien.

Die Drohungseitens der Anwaltskammenn,ihr "Recht" notfalls ge-

richtlich durchzusetzen, zeigt, wie wenig das Konzept einer neuen

Form der Konfliktlösung verinnerlicht ist. Weder geht es um einen

Interessenausgleich der beteiligten Berufsgruppen, noch um die

Suche nach neuen Kooperationsmöglichkeiten. Mediation inte-

griert Fächer und disziplinäre Zugänge mit dem Ziel einer besse-

ren Kommunikationskultur. Gerade das Zusammenwirken ver-

schiedener Berufsgruppenund damit interdisziplinärer Erfahrungen

und Denkmuster könnten Ausbildung und Arbeit im Bereich der

Mediation bereichern, ohne dabei Qualität zu vernachlässigen.

Ulrike Spankenbergist Referendarin in Postdam und

Mediatorin in Ausbildung sein Deutschen Familienver-

band, Sachsen-Anhalt.
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